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1  Annahmeverzug bei Betretungsverbot aufgrund Hygienekonzepts nach Vorlage eines PCR-Tests 
    BAG, Urteil vom 10.08.2022 (5 AZR 154/22), Pressemitteilung 29/22 
 
In der Pressemitteilung des Bundes-
arbeitsgerichts heißt es auszugs-
weise: 
 
"Erteilt der Arbeitgeber einem Arbeit-
nehmer, der aus einem SARS-CoV-2-
Risikogebiet zurückkehrt, ein 14-
tägiges Betretungsverbot für das 
Betriebsgelände, obwohl der Arbeit-
nehmer entsprechend den verord-
nungsrechtlichen Vorgaben bei der 
Einreise aufgrund der Vorlage eines 
aktuellen negativen PCR-Tests und 
eines ärztlichen Attests über 
Symptomfreiheit keiner Absonder-
ungspflicht (Quarantäne) unterliegt, 
schuldet der Arbeitgeber grundsätzlich 
Vergütung wegen Annahmeverzugs. 
 
... Die Beklagte erstellte zum 
Infektionsschutz ein Hygienekonzept, 
das für Arbeitnehmer, die aus einem 
vom RKI ausgewiesenen Risikogebiet 

zurückkehren, eine 14-tägige 
Quarantäne mit Betretungsverbot des 
Betriebs ohne Entgeltanspruch 
anordnet. ... 
 
Der Kläger reiste während des ihm 
erteilten Urlaubs vom 11. August bis 
zum 14. August 2020 wegen des 
Todes seines Bruders in die Türkei, 
die zu dieser Zeit als Corona-
Risikogebiet ausgewiesen war. Vor 
der Ausreise aus der Türkei unterzog 
er sich einem Corona-PCR-Test, der 
ebenso wie der erneute Test nach 
Ankunft in Deutschland negativ war. 
Der Arzt des Klägers attestierte ihm 
Symptomfreiheit. Die Beklagte 
verweigerte dem Kläger für die Dauer 
von 14 Tagen den Zutritt zum Betrieb 
und zahlte keine Arbeitsvergütung. ... 
 
Das von ihr erteilte Betretungsverbot 
des Betriebs führte nicht zur 

Leistungsunfähigkeit des Klägers (§ 
297 BGB), weil die Ursache der 
Nichterbringung der Arbeitsleistung 
von der Beklagten selbst gesetzt 
wurde. Dass ihr die Annahme der 
Arbeitsleistung des Klägers aufgrund 
der konkreten betrieblichen Umstände 
unzumutbar war, hat sie nicht 
dargelegt. Die Weisung, dem Betrieb 
für die Dauer von 14 Tagen ohne 
Fortzahlung des Arbeitsentgelts 
fernzubleiben, war außerdem unbillig 
(§ 106 GewO) und daher unwirksam. 
Die Beklagte hat dem Kläger nicht die 
Möglichkeit eröffnet, durch einen 
weiteren PCR-Test eine Infektion 
weitgehend auszuschließen. Hier-
durch hätte sie den nach § 618 Abs. 1 
BGB erforderlichen und angemes-
senen Schutz der Gesundheit der 
Arbeitnehmer erreichen und einen 
ordnungsgemäßen Betriebsablauf 
sicherstellen können." 
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2  Vorabentscheidungsersuchen wegen Ersatzurlaubs bei behördlich angeordneter Quarantäne während des Urlaubs 
    BAG, Beschluss vom 16.08.2022 (9 AZR 76/22 (A)), Pressemitteilung 30/22 
 
In der Pressemitteilung des Bundes-
arbeitsgerichts heißt es auszugs-
weise: 
 
"Der Neunte Senat des Bundes-
arbeitsgerichts hat ein Vorabent-
scheidungsersuchen an den Gerichts-
hof der Europäischen Union gerichtet, 
um die Frage klären zu lassen, ob aus 
dem Unionsrecht die Verpflichtung 
des Arbeitgebers abzuleiten ist, einem 
Arbeitnehmer bezahlten Erholungsur-
laub nachzugewähren, der zwar 
während des Urlaubs selbst nicht 
erkrankt ist, in dieser Zeit aber eine 
behördlich angeordnete häusliche 
Quarantäne einzuhalten hatte. 

... 
Der Kläger hat die auf Wieder-
gutschrift der Urlaubstage auf seinem 
Urlaubskonto gerichtete Klage darauf 
gestützt, es sei ihm nicht möglich 
gewesen, seinen Urlaub selbstbe-
stimmt zu gestalten. Die Situation bei 
einer Quarantäneanordnung sei der 
infolge einer krankheitsbedingten 
Arbeitsunfähigkeit vergleichbar. Der 
Arbeitgeber müsse ihm deshalb 
entsprechend § 9 BUrlG, dem zufolge 
ärztlich attestierte Krankheitszeiten 
während des Urlaubs nicht auf den 
Jahresurlaub angerechnet werden 
dürfen, nachgewähren. 
 

... Für den Neunten Senat des 
Bundesarbeitsgerichts ist es ent-
scheidungserheblich, ob es mit Art. 7 
der Arbeitszeitrichtlinie 2003/88/EG 
und Art. 31 Abs. 2 der Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union 
im Einklang steht, wenn vom Arbeit-
nehmer beantragter und vom Arbeit-
geber bewilligter Jahresurlaub, der 
sich mit einer nach Urlaubsbewilligung 
durch die zuständige Behörde ange-
ordneten häuslichen Quarantäne zeit-
lich überschneidet, nach nationalem 
Recht nicht nachzugewähren ist, weil 
der betroffene Arbeitnehmer selbst 
nicht krank war." 
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3  Eine im Rahmen des Üblichen bleibende Corona-Sonderzahlung ist unpfändbar 
    BAG, Urteil vom 25.08.2022 (8 AZR 14/22), Pressemitteilung 31/22 
 
Im Pflegebereich hat der Gesetzgeber 
in § 150a Abs. 8 Satz 4 SGB XI 
ausdrücklich die Unpfändbarkeit der 
Corona-Prämie bestimmt. Außerhalb 
des Pflegebereichs war diese Frage 
offen. In der Pressemitteilung des 
Bundesarbeitsgerichts heißt es 
auszugsweise: 
 
"Zahlt ein Arbeitgeber, der nicht dem 
Pflegebereich angehört, freiwillig an 
seine Beschäftigten eine Corona-
Prämie, ist diese Leistung als 

Erschwerniszulage nach § 850a Nr. 3 
ZPO unpfändbar, wenn ihr Zweck in 
der Kompensation einer tatsächlichen 
Erschwernis bei der Arbeitsleistung 
liegt, soweit die Prämie den Rahmen 
des Üblichen nicht übersteigt. 
 
... Er zahlte an seine Beschäftigte ... 
eine Corona-Prämie iHv. 400,00 Euro. 
... 
... Die Corona-Prämie gehört nach § 
850a Nr. 3 ZPO nicht zum pfändbaren 
Einkommen der Schuldnerin. Der 

Beklagte wollte mit der Leistung eine 
bei der Arbeitsleistung der 
Schuldnerin tatsächlich gegebene 
Erschwernis kompensieren. Die vom 
Beklagten gezahlte Corona-Prämie 
überstieg auch nicht den Rahmen des 
Üblichen iSv. § 850a Nr. 3 ZPO." 

 

Liebe Leserinnen und Leser, 
 
mehr und mehr Entscheidungen des Bundesarbeitsgerichts zu arbeitsrechtlichen Problemen in Zusammenhang mit der Corona-
Pandemie werden gefällt. Derzeit mag das Interesse daran noch geringer sein, aber es steht zu befürchten, dass diese Fragen ab 
Herbst dieses Jahres schon wieder drängender werden. 

Ihr Rechtsanwalt Stefan von Zdunowski, Fachanwalt für Arbeitsrecht 
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